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Erklärung der CDU Wiesbaden 
zur Europawahl 2009 

Das beschlossene Papier finden Sie auf unse-
rer Homepage www.cdu-wiesbaden.de oder 
fordern Sie es telefonisch (Tel. 30 60 01) an. 
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Die „Linke“ beansprucht im Umgang 
mit „der Geschichte der DDR und der 
BRD sowie mit der Geschichte der 
linken Kräfte in der alten Bundesrepu-
blik […] differenzierte und ausgewo-
gene Einschätzungen“ für sich und ihre 
Aufarbeitung der „DDR“-Vergangen-
heit.  
 
Ihr Umgang mit der SED-Diktatur und 
ihr Verhältnis zu Demokratie und 
Rechtsstaat ist jedoch mehr als proble-
matisch. Mehr noch: immer wieder 
wird versucht, „grundlegende Unter-
schiede zwischen SED-Diktatur und 
bundesdeutscher Demokratie zu nivel-
lieren und Verbrechen zu vertuschen“.  
 
Fakt ist: Noch nie hat sich die SED-
Nachfolgepartei die SED-Diktatur und 
die von diesem begangenen Verbre-
chen ohne Wenn und Aber distanziert. 
Im Gegenteil: Keine andere Partei hat 
die SED-Diktatur so oft verharmlost 
und verklärt wie die „Linke“.  
 
Die Doppelmoral der Äußerungen der 
SED-Nachfolgepartei wird immer 
dann besonders deutlich, wenn sie be-
wusst die durch das Regime begangene 
Gewalt an der eigenen Bevölkerung 
ignoriert und statt dessen die „Ver-
dienste“ des Systems hervorhebt:  
 
„Zur Geschichte der DDR gehören 
bemerkenswerte Ergebnisse und wert-
volle Erfahrungen im Kampf um sozia-
le Gerechtigkeit, um die Bestimmung 
der Ziele der Produktion im Interesse 
der Bevölkerung, um die Teilhabe 
breiter Bevölkerungsteile an Bildung 
und Kultur und um ein solidarisches 
und friedliches Gemeinwesen auf deut-
schem Boden“.  
 
Diese Äußerungen müssen in den Oh-
ren der Opfer des Staatsterrors beson-
ders zynisch klingen. Aber die Opfer 
scheinen aus Sicht der „Linken“ keine 
Rolle zu spielen. 
 
Die „DDR“: ein demokratischer 
Rechtsstaat? 
 
Eines der Grundprobleme ist, dass die 

„Linke“ ein gespaltenes Verhältnis zu 
Demokratie und Rechtsstaat hat. In 
einem Interview antwortete Boris Ra-
melow, Spitzenkandidat der „Linken“ 
für die Landtagswahl in Thüringen, auf 
die Frage, ob die „DDR“ ein Unrechts-
staat gewesen sei:  
 
„Die Definition, was der Begriff 
„Unrechtsstaat“ aussagen soll, ist 
schwer fassbar. […] Er ist wohl eher 
ein politischer Begriff und lässt sich 
mit juristischen Definitionen nicht 
fassen. Ich habe in meinem letzten 
Schriftsatz beim Oberverwaltungsge-
richt Köln darauf hingewiesen, dass 
ich die DDR nach meinem Verständnis 
nicht für einen Rechtsstaat gehalten 
habe. Aber dass ich den politischen 
Begriff „Unrechtsstaat“ nicht verwen-
den würde“. 
 
Die „DDR“ war kein Unrechtsstaat. 
 
Mit Händen und Füßen wehrt sich die 
„Linke“ also gegen das Wort „Un-
rechtsstaat“ und das, obwohl im Eini-
gungsvertrag treffend vom „SED-
Unrechts-Regime“ die Rede ist. Auch 
auf anderen Wegen versuchten PDS-
Funktionäre häufig, die bundesdeut-
sche Demokratie zu diskreditieren und 
somit die politischen Systeme der Bun-
desrepublik Deutschland und der ehe-
maligen „DDR“ gleichzustellen:  
 
Klar sei, „dass Demokratie und Mei-
nungsfreiheit in diesem Staat (der Bun-
desrepublik Deutschland, Anm. d. A.) 
nicht das Papier wert ist, auf dem sie 
geschrieben steht“.  
 
Andere Funktionäre erklären: „Die 
gegebenen Systeme der parlamentari-
schen Demokratie geleiten die 
Menschheit geradewegs in den Tod“. 
Sarah Wagenknecht, Leitfigur der 
Kommunistischen Plattform, befindet, 
die „DDR“ sei nicht undemokratischer 
als die Bundesrepublik gewesen. 
 
Die „DDR“ war nicht undemokrati-
scher als die Bundesrepublik. 
 
Bereits in den „programmatischen 

Eckpunkten“ der Linken heißt es zur 
Demokratie: „Unsere Gesellschaft ist 
wie viele andere in der Welt von Mas-
senarbeitslosigkeit, von wirtschaftli-
chen und kulturellen Spaltungen ge-
prägt […] Krieg ist wieder zum Mittel 
der Politik geworden. Imperiale Politik 
und Fundamentalismus verstärken sich 
gegenseitig.  
 
Unsere Alternative zu diesem entfes-
selten Kapitalismus ist die […] konse-
quente demokratische Gestaltung der 
Gesellschaft“. Was dies konkret be-
deutet, beschreibt Helmut Holter (MdL 
Mecklenburg-Vorpommern) in einem 
Interview mit Antenne Mecklenburg-
Vorpommern: „Wer mir sagt, das 
Staatswesen der Bundesrepublik gehö-
re abgeschafft, dem sage ich [...] ‚er 
hat Recht’“. 
 
Das Staatswesen der Bundesrepublik 
gehört abgeschafft. 
 
In der FAZ vom 30. Juni 2001 machte 
Judith Dellheim, damaliges Mitglied 
des PDS-Bundesvorstandes, keinen 
Hehl aus ihrer antidemokratischen 
Haltung: „Wahlerfolge und Regie-
rungsbeteiligungen können nicht die 
Rahmenbedingungen umstürzen, aber 
sie müssen benutzt werden, um Oppo-
sition gegen die Herrschenden und das 
herrschende Gesellschaftssystem zu 
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stärken“. Der Demokratiebegriff der 
„Linken“ ist auf die Überwindung der 
bisherigen gesellschaftlichen Verhält-
nisse ausgerichtet, gemäß dem Motto 
„Ohne Sozialismus keine Demokratie 
und keine Freiheit“.  
 
In Konsequenz formuliert Lothar Bis-
ky: „Wir stellen die Systemfrage! Für 
alle von den geheimen Diensten noch 
einmal zum Mitschreiben: Die, die aus 
der PDS kommen, aus der EX-SED 
und auch die neue Partei DIE LINKE – 
stellen die Systemfrage.“  
 
Auch Gregor Gysi verteidigt die Über-
windung des Kapitalismus, wenn er 
verkündet: „[…] der Kapitalismus 
kann nicht die letzte Antwort der Ge-
schichte sein. Wir bleiben Sozialistin-
nen und Sozialisten, weil wir in die 
Zukunft schauen [...] Und deshalb 
brauchen wir insofern einen System-
wechsel […].“ 

„Die, die aus der PDS kommen, aus 
der EX-SED und auch die neue Par-
tei DIE LINKE – stellen die System-
frage.“ 
 
Ebenso wenig wie die „DDR“ als un-
demokratisch bzw. als Unrechtsstaat 
gelten soll, möchte die „Linke“ die 
„DDR“ als Diktatur bezeichnen. Hans 
Modrow, ehemaliger Vorsitzender des 
Ministerrates der „DDR“, später Abge-
ordneter im Bundestag und im Europa-
parlament und Ehrenvorsitzender der 
PDS, antwortet auf die Frage, ob die 
„DDR“ eine Diktatur oder eine Demo-
kratie war: „Sie ist für mich der Ver-
such einer sozialistischen Entwicklung, 
in der auch Demokratie mit Einschrän-
kungen wirksam war“.  
 
Selbst die eklatanten, staatlich verord-
neten Gewaltakte werden von der 
„Linken“ nach wie vor verharmlost. 

Bis zu seinem Ende hat das SED-
Regime unschuldige Menschen quälen, 
terrorisieren, foltern, töten oder ermor-
den lassen. 1.065 Grenz- und Mauerto-
te, 250.000 politische Gefangene oder 
die brutale Niederschlagung des 
Volksaufstandes vom 17. Juni 1953 
mit 55 Todesopfern sind nur einige 
Beispiele für die Gewalt des Regimes 
an den eigenen Bürgerinnen und Bür-
gern. 
 
In der „DDR“ war auch Demokratie 
mit Einschränkungen wirksam. 
 
Wie sehr die Methoden des Ministeri-
ums für Staatssicherheit rechtsstaatli-
chen Grundsätzen Tag für Tag wider-
sprachen ist durch eine Vielzahl von 
Zeugenaussagen hinreichend belegbar.  
 
Horst Fichter beispielsweise, der 1952 
mehrere Monate in Untersuchungshaft 
des Staatssicherheitsdienstes verbrin-
gen musste, schrieb über die Verhör-
methoden: „Ja, das war bewusste Me-
thode, die politischen Feinde kirre und 
gefügsam zu machen, psychisch und 
physisch zu zerstören.  
 
Durch Hunger, Schlafentzug, körperli-
che Züchtigung, Tag- und Nachtverhö-
re, durch monatelanges Dahinvegetie-
ren im Kellerloch ohne Fenster, durch 
Dunkelhaft und Stehkarzer, durch 
Schreib- und Besuchsverbot, das wa-
ren typische Stalin-Methoden: Von der 
Sowjetunion lernen, heißt siegen ler-
nen, von den deutschen Kommunisten 
wunderbar übernommen, durchgeführt 
und die Vernehmungsdetails noch ver-
feinert“.  
 
Sigrid Paul, die 1963 ebenfalls in der 
Untersuchungshaftanstalt Hohenschön-
hausen saß, stellt fest: „In allen Län-
dern, außer in Diktaturen, gilt der Be-
schuldigte als unschuldig, so lange er 
nicht rechtskräftig verurteilt ist. Er ist 
also noch im Besitz seiner bürgerli-
chen Ehrenrechte. Der Kontakt zu den 
Angehörigen und dem Anwalt seiner 
Wahl ist selbstverständlich. Doch in 
der Stasi-Haft war das anders“.  
 
Das begangene Unrecht in der „DDR“, 
die vom Regime verschuldeten Toten 
und das millionenfach begangene Un-
recht versucht die „Linke“ seit langer 

Zeit zu verharmlosen. Die Verbrechen 
der SED-Diktatur nennt sie lediglich 
eine „stalinistische Entstellung der 
sozialistischen Idee“.  
 
Rosemarie Hein, Mitglied des Bundes-
vorstandes der „Linken“, hält in einem 
Interview die Niederschlagung des 
Volksaufstandes 1953 lediglich für 
einen „Fehler“, und ist der Meinung, 
dass die Verurteilung der DDR als 
Unrechtssystem in der PDS nicht 
mehrheitsfähig sei, denn „in der DDR 
gab es vieles, was nicht funktioniert 
hat, vieles, was Unrecht war, das de-
mokratische System hat nicht funktio-
niert. Aber der Begriff "Unrechtsstaat" 
für die DDR sei völlig falsch und fehl 
am Platze.  
 
Auch Lafontaine nivelliert grundlegen-
de Unterschiede zwischen Demokratie 
und Diktatur, wenn er feststellt, „wenn 
wir über die Fehlleistungen vergange-
ner Systeme nachdenken, dann war es 
die, dass man zu wenig Machtkontrolle 
in die politischen Systeme eingebaut 
hat. Das gilt nicht nur für den Osten, 
das gilt genauso für den Westen […]“.  
 
In den meisten ihrer Äußerungen ver-
bindet die „Linke“ insgesamt ein 
„Ressentiment gegen den Westen mit 
einem Sentiment für die […] DDR“. 
Die westliche Demokratie wird von 
der „Linken“ als „Scheindemokratie“ 
bezeichnet, allgemeine, freie, gleiche, 
geheime und direkte Wahlen als 
„Wahlfetischismus“ das politische 
System der Bundesrepublik Deutsch-
land gehört „abgeschafft“. 
 
In ihren Äußerungen wird deutlich, 
dass das Bekenntnis der „Linken“ zu 
Demokratie und Rechtsstaat unglaub-
würdig und eher taktisch motiviert ist.  
 

Frühere zentrale Untersuchungshaftanstalt des 
Min. f. Staatssicherheit Hohenschönhausen 

Mauersegmente mit der Anzahl der Toten pro Jahr 
im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus 



Zwar bezeichnet sich die „Linke“ im-
mer wieder als besonders demokratisch 
und in der Aufarbeitung ihrer Vergan-
genheit als besonders konsequent; „sie 
definiert Demokratie aber anders als es 
westliche Demokraten tun, deren frei-
heitliches Gemeinwesen sie bekämpft 
und „überwinden“ will, also abschaffen 

und zerstören“. Ihre oppositionelle 
politische Arbeit ist nicht im System 
sondern gegen das System gerichtet; 
sie will keine legitimen Änderungen, 
die zu jeder Demokratie dazu gehören, 
sie will diese beseitigen.  
 
Wie kann eine solche Partei an einer 

Regierung eines demokratischen 
Rechtsstaats wie der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines der Bundeslän-
der teilhaben? 
 

(Bernhard Lorenz) 
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Die bildungspolitische Sprecherin der 
CDU-Rathausfraktion, Claudia 
Spruch, fordert, den Bildungsstandort 
Wiesbaden zu stärken. Hierfür dürfe 
die FH nicht gegen ebs (European 
Business School) ausgespielt werden.  
 
„Die European Business School (ebs) 
ist auf dem besten Weg zur Universität. 
Zusammen mit der Fachhochschule 
(FH) bereichert das den Bildungsstand-
ort Wiesbaden. Zöge die ebs dann noch 
in das Gerichtsgebäude in der Moritz-
straße, wäre das wie ein Sechser im 
Lotto.“  
 
Mit diesen Worten fasst Claudia 
Spruch die Vorteile zusammen, die die 
Übersiedlung der privaten Hochschule 
nach Wiesbaden und der geplante Aus-
bau zur Universität für die Stadt haben. 
 
Die CDU-Stadtverordnete erinnert in 
diesem Zusammenhang an den breiten 
Konsens, der den bisherigen Prozess 
der Übersiedlung der ebs aus dem 
Rheingau nach Wiesbaden getragen 
habe.  
 
Ansiedlung der ebs ist gut für die 
Stadt 
 
Das habe für den Kooperations- und 
Zuschussvertrag vom Februar 2008 
ebenso gegolten wie für die Eintragung 
der ebs in das Handelsregister vom 
Juni letzten Jahres, wo sich die Fraktio-
nen der Jamaika-Koalition mit den 
Sozialdemokraten einig waren.  
 
Diesen gemeinsamen Weg gelte es 
fortzusetzen, betont die Unionspolitike-
rin: „Die Ansiedlung der ebs in Wies-
baden finanziell und ideell zu unter-
stützen, ist gut. Denn die Ansiedlung 

ist gut für die Stadt." 
 
Damit die ebs den Rang einer Universi-
tät erlange, brauche sie eine zweite 
Fakultät. Durch die Etablierung einer 
so genannten Law School würden pri-
vate Investitionen in dreistelliger Milli-
onenhöhe für Wiesbaden generiert.  
 
Aufträge für Wiesbadener Unterneh-
men, dauerhafte Arbeitsplätze 
 
„Das sind Aufträge für Wiesbadener 
Unternehmen und sichert dauerhaft 
Arbeitsplätze. Ich verstehe nicht, wa-
rum die Linke Liste und andere dage-
gen sind“, äußert die CDU-Politikern 
ihr Unverständnis. 
 
Mit der geplanten Law School werde 
ein neuer Studiengang eingerichtet, der 
Wiesbaden als  Bildungsstandort im 
ganzen Rhein-Main-Gebiet und weit 
darüber hinaus auszeichnen werde.  
 
Der Studiengang sei speziell auf die 
Anforderungen zugeschnitten, die heut-
zutage an Wirtschaftsjuristen gestellt 
werden. "Es geht also nicht darum, den 
bisherigen Jura-Fakultäten, von denen 
es in der näheren und weiteren Umge-
bung Wiesbaden mehrere gibt, einfach 
eine weitere hinzu zu fügen," macht 
Claudia Spruch deutlich: "Es geht um 
etwas Neues, das es bisher rundherum 
nirgendwo gibt."  
 
Law School als neues Bildungsange-
bot innerhalb der Rhein-Main-Region 
 
Die nächstgelegene Law School befin-
de sich in Hamburg, einige hundert 
Kilometer weit weg. "Es wird höchste 
Zeit, dass in der Wirtschaftsregion 
Rhein-Main etwas Vergleichbares ge-

schaffen wird," so die CDU-Stadtver-
ordnete. 
 
Versuch ebs und FH gegeneinander 
auszuspielen ist durchsichtig 
 
Daher sei der Versuch, beim Engage-
ment der Stadt ebs und FH gegeneinan-
der auszuspielen, durchsichtig. „Es 
geht nicht darum, hier etwas wegzu-
nehmen, um es dort hinzu zu geben. 
FH und ebs ergänzen sich. Zusammen 
bringen sie mehr junge Leute nach 
Wiesbaden. Das ist ein Grund zur 
Freude. Für die hundertste Wiederauf-
lage einer Neidkampagne besteht kei-
nerlei Anlass“, stellt Claudia Spruch 
fest.  
 
Öffentliche Hochschulen, die staatlich 
finanziert werden, gründeten schließ-
lich auch Stiftungen, um ergänzend 
private Mittel einzuwerben. Dem ent-
spreche das Bemühen einer privaten 
Hochschule um ergänzende öffentliche 
Unterstützung. 
 

(red) 

�������������������������
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Um das Thema HSK-Bilanz wird im 
Rathaus gestritten. Dr. Reinhard Völ-
ker, gesundheitspolitischer Sprecher 
der CDU-Rathausfraktion erläutert, 
warum es keinen Zweifel daran gibt, 
dass das Bilanzproblem der HSK ge-
löst ist. 
 
"Die wirtschaftliche Situation der HSK 
machte es letztes Jahr erforderlich, 
dass zur Erzielung eines ausgegliche-
nen Jahresergebnisses außerordentliche 
Erträge erforderlich waren. Dies haben 
wir dadurch erreicht, dass die Stadt die 
Pensionsrückstellungen der HSK ge-
genüber der Landeshauptstadt Wiesba-
den übernommen hat. Voraussetzung 
für die Lösung des Problems war es 
allerdings, dass die Realisierung noch 
für das Bilanzjahr 2008 erfolgen konn-
te, und dies haben wir gemeinsam er-
reicht", erklärt Dr. Völker. 
 
Aktuell ist die Genehmigung eines 
Grundstückserwerbs im Geschäftsgang 
der städtischen Körperschaften.  

Dieser sieht den Ankauf eines Grund-
stücks in der Nähe der HSK vor, das 
sich als Erweiterungsfläche für die 
städtischen Kliniken anbietet. 
 
"Gerade die aktuelle Vorlage zum Er-
werb der Immobilie zeigt die Unsin-
nigkeit der geforderten Einbringung 
des Grundstücks in die HSK zur Lö-
sung des Kaptialproblems der HSK im 
letzten Jahr.  
 
Denn zum einen ist die Landeshaupt-
stadt Wiesbaden bisher gar nicht Ei-
gentümer des Grundstücks. Und zum 
anderen war eine zeitliche Realisierung 
gar nicht in dem für die HSK notwen-
digen Zeitrahmen möglich - von den 
Nebenkosten, die bei jedem Grund-
stückserwerb anfallen, gar nicht zu 
sprechen.  
 
Zudem ist das Grundstück auch nicht 
ausschließlich für den aktuellen Bedarf 
der HSK bestimmt. Der einzige, der 
sich getäuscht hat, ist wohl der Frakti-

onsvorsitzende der SPD. Wahrschein-
lich hätte schon ein Gespräch mit dem 
gesundheitspolitischen Sprecher der 
SPD ihn davor bewahrt, den Begriff 
der Täuschung zu verwenden", führt 
der CDU-Gesundheitspolitiker ab-
schließend aus. 
 

(red) 

��������	
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Ein Kommentar von Stefan Winkel 
(JU Kreisverband Wiesbaden). 
 
Es ist Sonntag und ich lausche der all-
sonntäglichen Politprominenz auf den 
Stühlen bei Anne Will. Zu Gast auch 
Oswald Metzger, der vor wenigen Mo-
naten bei der Jungen Union in Wiesba-
den einen Vortrag hielt.  
 
In jenem Vortrag sprach er sich dafür 
aus, dass selbst verschuldete Banken-
pleiten nicht von der Allgemeinheit 
ausgebügelt werden dürften. So setze 

kein Lernprozess ein. Und in der Talk-
runde wiederholte er dieses Petitum, 
indem er forderte, endlich auch mal 
wieder an diejenigen zu denken, die all 
das Geld bereit stellten. Die Steuerzah-
ler. Es ist jedoch nicht nur der Steuer-
zahler von heute, der die Zeche zahlt. 
Wenn man es genau nimmt, dann wird 
kaum etwas von den diversen Ret-
tungsschirmen und Konjunkturpro-
grammen aus Steuergeldern finanziert. 
Es kommt aus Krediten, aus Schulden.  
 
Wie sollen Schulden zurückgeführt 
werden? 
 
Die Bundesrepublik drücken bereits 
1.500 Milliarden Euro Schulden, das 
sind für jeden von uns mehr als 18.000 
Euro. Und schnell stellt sich die Frage, 
wie das zurückgezahlt werden soll. 
Selbstverständlich aus Steuergeldern. 

Das hat man aber seit 30 Jahren nicht 
getan, sondern die Schulden nur über-
einander getürmt, und zwar schneller 

��������	
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als die allgemeine wirtschaftliche Ent-
wicklung. So hat sich Deutschland von 
20 Prozent auf über 60 Prozent seiner 
jährlichen Leistungsfähigkeit, Brutto-
inlandsprodukt (BIP) genannt, ver-
schuldet. Schulden abbauen wurde auf 
später verschoben.  
 
2020: das ist schon in 11 Jahren 
 
Ab 2020 soll die in der Föderalismus-
kommission ausgehandelte Schulden-
bremse greifen. Dann dürfen sich die 
Bundesländer gar nicht mehr und der 
Bund noch mit 0,35 Prozent vom BIP 
verschulden. Dies wird die Schulden 
schmelzen lassen, solange das wirt-
schaftliche Wachstum darüber liegt.  
 
Zur selben Zeit etwa, zwischen 2020 
und 2035 werden die Geburtenspitzen 
der 60er und 70er Jahre in den Ruhe-
stand gehen. Die wollen versorgt wer-
den. Darüber hinaus soll der Klima-
wandel gestoppt und die erneuerbaren 
Energiequellen üppig ausgebaut wer-
den. Alles Probleme der nächsten zehn 
Jahre, in denen noch Schulden ge-
macht werden dürfen. 
 
Steuerzahler der Zukunft muss zahlen 
 
Das alles muss vom Steuerzahler der 
Zukunft bezahlt werden. Denn für die 
Schulden von heute müssen zukünftige 
Generationen mit ihren Steuergeldern 
die Zinsen und Tilgungen zahlen. Und 

da stehe ich nun, der Prototyp der 
Melkkuh 2020.  
 
Ich als Prototyp der Melkkuh 2020 
 
Dann bin ich etwa vierzig Jahre alt, 
habe 1,5 Kinder und als Akademiker 
mit einem Verdienst in der oberen Mit-
telklasse bin ich auch maximal steuer-
lich belastet. Dabei kann ich für die 
aktuelle Lage herzlich wenig. Der Ba-
byboom kam vor meiner Generation, 
in die Kinderflaute fällt meine Geburt, 
der Schuldenberg wuchs am schnells-
ten, als ich noch zur Schule oder Uni 
ging, der Klimawandel wurde vor mir 
ausgelöst und Bodenschätze in 
Deutschland, die man zu Geld machen 
könnte, sind schon lange aufgebraucht.  
 
Es ist für kommende Generationen 
maßlos ungerecht, wie ihr finanzieller 
Spielraum mit jedem Konjunkturpaket, 
jeder Abwrackprämie, jedem Rettungs-
schirm eingeengt wird. Und die Argu-
mente dafür sind zum Teil äußerst 
fragwürdig.  
 
So werden im Zuge der Konjunkturpa-
kete Schulen und Kindergärten errich-
tet, ausgestattet oder saniert. „Wir in-
vestieren in die Zukunft unseres Lan-
des, in die Kinder“, heißt es vollmun-
dig. Da die Pakete jedoch aus Schul-
den finanziert werden, müssen kom-
mende Generationen diese mit Zins 
und Tilgung abtragen.  

Kinder von heute tragen die Finanz-
last von morgen  
 
Die Lasten der Investition tragen also 
diejenigen, für die die Einrichtungen 
gebaut werden: die Kinder. Hier von 
einer Investition in die Zukunft zu 
sprechen, ist blanker Hohn. Während 
in den letzten dreißig Jahren die Schul-
den einfach übereinander getürmt wur-
den, ist diese Möglichkeit ab 2020 
verbaut. Ein großartiges Erbe. Apropos 
Erbe. Es passt in die Reihe der vorheri-
gen Ausführungen, dass die kommen-
den Generationen noch nicht einmal 
etwas von den Früchten der Arbeit 
ihrer Eltern haben sollen. Denn Dank 
der neuen Erbschaftsteuer, die man-
chen nicht weit genug geht, dürfen 
verwandte Nachkommen große Teile 
der Erbschaften an den Fiskus abtreten.  
 
Staatstätigkeit auszubauen ist fatal 
 
Angesichts dieser Tatsachen ist es fa-
tal, die Staatstätigkeit weiter auszubau-
en zu wollen, für die weitere Steuer-
gelder bereitgestellt werden müssen. 
So sieht es auch Oswald Metzger als 
eine wesentliche Aufgabe der Union 
an, den Rufen nach Verstaatlichung 
entgegenzutreten.  
 
Unsere Kinder haben das Recht, über 
ihre Ausgaben selbst entscheiden zu 
dürfen.  

(Stefan Winkler) 

Oswald Metzger zu Gast bei der JU Wiesbaden Ende 2008, mit auf dem Bild die JU-Kreisvorsitzende Astrid Wallmann (MdL) 
und der CDU-Kreisvorsitzende Horst Klee (MdL) 
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Ein Spektakel mit Sonderzugfahrten 
und Musicals, Sektlaune und die Taufe 
eines ICEs auf den Namen Wiesbaden 
- der Festakt zur Einweihung der neuen 
ICE Strecke im Dezember 2002, zu 
dem eigens der damalige DB-Chef 
Hartmut Mehdorn gekommen war, ist 
mir in bester Erinnerung geblieben.  
 
Wiesbaden hatte damals auch wirklich 
Anlass zum Feiern: Der bereits seit 
1995 im Rahmen der Neubaustrecke 
Köln-Rhein/Main geplante ICE-
Abschnitt nach Wiesbaden konnte in 
Betrieb genommen werden!  
 
Heute vergeht einem bei dem Thema 
ICE-Anbindung Wiesbadens die gute 
Laune. 
 
Denn die Strecke wird kaum noch ge-
nutzt: Sagte die Bahn zur Eröffnung 
noch ICE-Verbindungen im Zweistun-
dentakt mit der Option auf stündliche 
Anbindung zu, hat sie die Zahl der 
Verbindungen schrittweise reduziert. 
Mittlerweile fahren an Werktagen ge-
rade noch zwei ICE-Zugpaare Wiesba-
den an, am Wochenende gar keine 
mehr.  
 
Bereits im Jahr 2006 habe ich mich bei 
der Deutschen Bahn und der Hessi-
schen Landesregierung dafür einge-
setzt, die geplante Streichung von 
ICE–Verbindungen von und nach 
Wiesbaden nicht durchzuführen. Ge-
meinsam mit dem damaligen OB-
Kandidaten, Dr. Helmut Müller, über-
zeugte ich mich bei einer Zugfahrt mit 
dem ICE nach Stuttgart davon, dass in 
Wiesbaden ausreichend Fahrgäste zu-
stiegen, allesamt Berufspendler, die 
täglich auf die Schnellbahnverbindung 
angewiesen sind. Immerhin wurde 
aufgrund der Proteste eine IC-
Verbindung als Ersatz geschaffen.  
 
In der letzten Zeit hat sich das Thema 
ICE und Wiesbaden erneut als Trauer-
spiel entpuppt. Zunächst stellte sich 
heraus, dass die Deutsche Bahn für die 
Verlängerung des Bahnsteigs am 
Wiesbadener Hauptbahnhof, die für 

die ICE-Verbindung notwendig war, 
vom Bundesverkehrsministerium 
(BMVBS) unter der rot-grünen Bun-
desregierung zusätzliche Mittel von 
rund 1,7 Millionen Euro erhalten hat. 
Diese Kosten waren aber bereits durch 
die ursprüngliche Finanzierungsverein-
barung der Neubaustrecke Köln-
Rhein-Main gedeckt gewesen. Die 
Summe wurde also doppelt gezahlt!  
 
Und damit nicht genug: Offensichtlich 
hat die Bahn 44 Millionen Euro für 
den Umbau einer ICE-Phantomstrecke 
sowie des Bahnhofes Wiesbaden-Ost 
kassiert, die niemals realisiert wurden. 
Die Maßnahmen wären nötig gewesen, 
falls die ICE-Strecke nicht nach Wies-
baden, sondern über den Bahnhof 
Wiesbaden-Ost nach Mainz geführt 
hätte.  
 
Der Bundesrechnungshof hat bereits 
vor einigen Jahren ermittelt, dass das 
von der DB beauftragte Unternehmen 
die baulichen Anlagen für diesen Ab-
zweig nie erstellt, die DB-Tochter DB 
Netz dafür aber 44 Millionen erhalten 
hat.  
 
Wurden die insgesamt 45,7 Millionen 
Euro für nichts gezahlt?  
 
Das wollte ich genauer wissen und 
habe Ende Januar 2009 mit meinem 
parlamentarischen Fragerecht vom 
Bundesverkehrsministerium eine Auf-
stellung über die Kosten des ICE- Ab-
zweigs nach Wiesbaden gefordert.  
 
Die Antwort aus dem SPD-Minis-
terium fiel unverschämt vage aus: We-
gen der von der DB übernommenen 
Mehrkosten der Gesamtstrecke von 
Köln ins Rhein-Main-Gebiet - ange-
setzt waren 7,75 Milliarden DM, am 
Ende betrugen die Gesamtkosten 11,8 
Milliarden DM - lägen dem Ministeri-
um „keine Kostenangaben zu einzel-
nen Bauabschnitten dieser Strecke 
vor“.  
 
Interessant. Nur weil der Betrag gede-
ckelt war und die DB die Restkosten 

übernahm, gibt es keine Zahlen? Un-
vorstellbar!  
 
Ich habe also erneut nachgehakt und 
das BMVBS aufgefordert, die konkre-
ten Kosten für den ICE-Abzweig nach 
Wiesbaden offen zu legen. Und zwar - 
um ganz sicher zu gehen - sowohl die 
geplanten als auch die tatsächlichen 
Kosten.  
 
Das Ergebnis hat mich sehr verärgert: 
Es wurde lapidar auf die erste Antwort 
verwiesen und damit eine Kostenauf-
stellung erneut verweigert. Wie geht 
das SPD-Ministerium eigentlich mit 
den ihm anvertrauten Steuergeldern 
um? Ist Wiesbaden vielleicht zu weit 
weg?  
 
Nun gut, in diesem Fall bleibt Heide-
marie Wieczorek-Zeul als prominente 
Vertreterin der SPD vor Ort. Sie wurde 
von der Presse angefragt und hielt den 
Vorgang daraufhin für „bedauerlich 
und schwer verständlich“. Sie will 
Bundesverkehrsminister Wolfgang 
Tiefensee „nachdrücklich“ darauf an-
sprechen. Man darf gespannt sein, 
denn bislang hat sie sich mit dem The-
ma ICE und Wiesbaden noch nicht in 
der Öffentlichkeit positioniert. 
 
An anderer Stelle ist man jedoch 
schneller um die Lösung des Rätsels 
bemüht: Der Haushaltsausschuss des 
Bundestages hat das BMVBS jetzt 
aufgefordert, die Angelegenheit bis 
September zu klären; auch der Bundes-
rechnungshof drängt auf Aufklärung. 
Das Thema ICE bleibt jedoch darüber 
hinaus höchst brisant: Wir müssen uns 
weiterhin dafür einsetzen, dass unsere 
ICE-Strecke nicht das teuerste Abstell-
gleis der Welt wird! Denn die ver-
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schwundenen Millionen sind ja nur die 
Spitze des Eisbergs. Denn: Wenn 
knapp ein Kilometer ICE-Strecke und 
Bahnhofumbau schon etwa 44 Millio-
nen kosten, wie teuer war dann erst der 
rund 13 km lange ICE-Abzweig nach 
Wiesbaden, auf dem viel zu selten ein 
ICE rollt?  
 
Daher habe ich im Januar 2009 noch 
weitere Fragen an das BMVBS gerich-
tet: Ich wollte wissen, wie das Kosten-/ 
Nutzen-Verhältnis der existierenden 
ICE-Strecke durch eine erweiterte Nut-
zung durch andere Personenzüge aus-
sehen würde. Gefragt habe ich auch 
nach den Auswirkungen auf das Kos-
ten-/Nutzungsverhältnis durch eine 

mögliche Realisierung des zwei Kilo-
meter langen Streckenabschnitts der 
„Wallauer Spange“. Dieser würde den 
Wiesbadener ICE-Abzweig mit der 
ICE Hauptstrecke nach Süden verbin-
den.  
 
Vom Ministerium habe ich keine ein-

schlägigen Antworten erhalten. Wun-
dert Sie das noch nach dieser Lektüre?  
 
Für mich ist klar: Die ICE-Verbindung 
Wiesbaden muss und wird für Wiesba-
den in der Zukunft ein ganz wichtiges 
Thema bleiben. Die Bahn kann und 
darf die hessische Landeshauptstadt 
nicht schrittweise vom ICE-Netz ab-
koppeln. Dazu sind wir schon durch 
die gezahlten Milliarden an Steuergel-
dern verpflichtet. 
 
Ihre Kristina Köhler 
 
Mehr von unserer Bundestagsabge-
ordneten und ihrer Arbeit unter 
www.kristina-koehler.de 

Der CDU-Stadtverordnete Torsten 
Tollebeek bleibt Kreisvorsitzender der 
Wiesbadener Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung (MIT). Er wurde in 
der Mitgliederversammlung am 02. 
April 2009 mit 100 Prozent der Stim-
men im Amt bestätigt. Dieses Vertrau-
en nach so vielen Jahren als Kreisvor-
sitzender ist nicht nur motivierend, 
sondern verpflichtet aber auch glei-
chermaßen. 
 
In seinem Rechenschaftsbericht über 
die vergangenen zwei Jahre bedankte 
er sich bei dem bisherigen Kreisvor-
stand für die hervorragend geleistete 
Arbeit. 
 
Als Stellvertreter wurde der bisherige 
Amtsinhaber Rolf Ohler wiederge-
wählt. Für den nicht mehr als stellver-

tretenden Kreisvorsitzenden kandidie-
renden ehrenamtlichen Stadtrat Man-
fred Laubmeyer wurde die CDU-
Stadtverordnete Renate Diefenbach 
gewählt, die bisher das Amt der Pres-
sesprecherin innehatte. Dieses Amt 
wird sie jedoch auch in ihrer Funktion 
als stellvertretende Kreisvorsitzende 
der MIT Wiesbaden weiterführen.  
 
Mit ebenfalls bestem Ergebnis wurde 
der CDU-Stadtverordnete Dr. Reinhard 
Völker erneut als Geschäftsführer so-
wie Axel Piur als Schatzmeister im 
Amt bestätigt.  
 
Als Beisitzer wurden die CDU-
Stadtverordneten Peter Reitz und Kars-
ten Koch, der ehrenamtliche Stadt 
Manfred Laubmeyer,  Cornel ia 
Schmidt-Klamberg, Jens-Werner 

Wieltsch, Renate Kienast, Peer-
Sebastian Tiebing, und Christian Hill 
gewählt. 
 
Gerd Robanus, Mitglied des MIT Bun-
desvorstandes und des Präsidiums des 
Landesverbandes Hessen hatte die 
Sitzungsleitung übernommen. Da er 
sich um einen Einzug in das Europäi-
sche Parlament für die kommende Eu-
ropawahl bewirbt, nutzte er die Gele-
genheit, seine politischen Ziele vorzu-
stellen. Als Gast war an diesem Abend 
die Bundestagsabgeordnete Kristina 
Köhler mit einem aktuellen Bericht 
ihrer Arbeit in Berlin und aus ihrem 
Wahlkreis gekommen. 
 
Die Mitglieder der MIT Wiesbaden 
haben sich für eine kompetente und 
tatkräftige Mannschaft entschieden, die 
in den nächsten zwei Jahren auch kon-
troverse Themen wie Zwangsmitglied-
schaften in Kammern, den Ausbau des 
Wirtschaftsstandortes Wiesbaden und 
die Energieversorgung  der Landes-
hauptstadt anpacken wird.  
 
Neben der Vertretung mittelständi-
scher Interessen in Wiesbaden wird die 
MIT Wiesbaden weiterhin sicherstel-
len, das die Union im Wiesbadener 
Rathaus an einem klaren wirtschafts-
politischen und konservativen Kurs 
festhält. 

(Renate Diefenbach) 
Das neue Vorstandsteam der MIT Wiesbaden mit Manfred Laubmeyer (2.v.l.) und dem 
MIT-Bunds- und Landesvorstandsmitglied Gerd Robanus (Mitte)  

Bald Vergangenheit? ICE unterwegs nach Wiesbaden 
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Am 31. März 2009, also nach gut zwei 
Monaten Zugehörigkeit zum Hessi-
schen Landtag, durfte ich meine erste 
Rede im „Hohen Haus“ halten - es 
ging um die Einbringung eines Gesetz-
entwurfs der Landesregierung zum 
Austritt aus Kirchen, Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts.  

Das vorliegende Gesetz hebt im Wege 
der Rechtsbereinigung drei vorkonsti-
tutionelle Gesetze auf und fasst diese 
Regelungen in einem neuen Gesetz 
zusammen. Die derzeit geltenden Ge-
setze sind nicht mehr zeitgemäß - es ist 
daher geboten, durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf der Landesregierung zu 
einer neuen Rechtssituation beizutra-
gen.  
 
Des Weiteren soll mit der Neuregelung 
der im Grundgesetz garantierten Reli-
gionsfreiheit stärkere Geltung ver-
schafft werden: Die Entscheidung über 
die Religionszugehörigkeit von Kin-
dern soll ab dem 12. Lebensjahr von 
deren Zustimmung abhängig gemacht 
werden; ab dem 14. Lebensjahr soll 
diese Entscheidung von den Jugendli-
chen allein getroffen werden können - 
nunmehr wird dieser Sachverhalt, der 
bisher in der Praxis auch ohne gesetzli-
che Regelung so gehandhabt wurde, 
kodifiziert.  
 
Unabhängig von diesen materiellen 
Änderungen soll mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf auch ein Beitrag zur 

Vereinfachung und Überschaubarkeit 
geleistet werden. Dies erscheint auch 
deshalb nötig, weil es die Aufgabe des 
Gesetzgebers ist, Vorschriften und 
Bestimmungen nachvollziehbar und 
plausibel auszugestalten. 
 
Ein Thema, das mir zur Zeit sehr unter 
den Nägeln brennt, ist der Vorschlag 

des Wiesbadener 
Ortsbeirats Südost, 
Proberäume für 
Nachwuchsbands in 
dem Hochbunker 
an der Friedrich-
Ebert-Allee einzu-
richten: junge Men-
schen, die auf der 
Suche nach geeig-
neten Plätzen zum 
Musizieren sind, 
müssen unsere Un-
terstützung erfah-
ren.  
 

Fest steht, dass die Nachfrage nach 
lärmisolierten Proberäumen in Wiesba-
den groß, das Angebot allerdings nur 
gering ist. Auf den ersten Blick scheint 
nichts gegen die Nutzung der Räume 
des Hochbunkers, der derzeit als La-
gerstätte dient, zu sprechen, auch des-
halb nicht, weil Schallisolierung 
(durch Stahlwände) vorhanden sind.  
 
Nach einem Gespräch mit Herrn Dr. 
Thomas Schäfer, Staatssekretär im 
Hessischen Ministerium der Finanzen, 
ist nun Wasser in 
den Wein gekom-
men: von dort wurde 
nämlich mitgeteilt, 
dass aufgrund des 
baulichen Zustands 
des Bunkers eine 
Beherbergung von 
Nachwuchsbands 
nicht realisierbar sei: 
Neben der Tatsache, 
dass die Heizungs-
anlage nicht funkti-
onstüchtig und das 
Dach undicht sei, 
fehle es an einem 

zweiten und für eine entsprechende 
Nutzung (rechtlich) vorgeschriebenen 
Fluchtweg. Nach dieser ernüchternden 
Nachricht aus dem Fachressort wird 
Ende April ein Besichtigungstermin 
des Bunkers mit Vertretern des Hessi-
schen Immobilienmanagements statt-
finden - dort, vor Ort, werde ich mir 
bezüglich der besagten Gründe für die 
Nichtgenehmigung einen eigenen Ein-
druck verschaffen.  
 
Nach dem Motto „Jetzt erst recht“ bin 
ich weiterhin bestrebt, geeignete Pro-
beräume für Musikgruppen in Wiesba-
den zu finden. Das Angebot von Herrn 
Staatssekretär Dr. Schäfer, der bei ei-
ner Vermittlung geeigneter Räume 
behilflich sein will, habe ich sehr gerne 
angenommen - möglicherweise besitzt 
das Land Hessen andere ungenutzte 
Gebäude in Wiesbaden, in denen man 
Bands unterbringen kann.  
 
Ihre Astrid Wallmann 
 
Mehr zur Arbeit der Landtagsabge-
ordneten Astrid Wallmann finden Sie 
unter www.astrid-wallmann.de 

Astrid Wallmann bei ihrer „Jungfernrede“ im Landtag 

Der Hochbunker in der Friedrich-Ebert-Allee 
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Über ungewöhnlichen Besuch konnte 
sich die CDU Biebrich freuen, als im 
Februar plötzlich ein Kamerateam 
von SAT 1 „vor der Tür stand“.  
 
Diesem Besuch ging eine Anfrage bei 
der Vorsitzenden Renate Kienast vor-
aus, ob der Stadtbezirksverband Zeit 
und Lust hätte, sich für das Fernsehen 
portraitieren zu lassen. Gesagt, getan. 
Redakteure und Kamerateam rückten 
an, begleiteten die Vorsitzende einen 
halben Tag lang und waren auch bei 
der Vorstandssitzung zu Gast. 
 
Biebricher CDU und ihre Arbeit im 
Fernsehen portraitiert 
 
Im Zentrum des Berichts stand vor 
allem die Frage, mit welchen Maßnah-
men der Stadtbezirksverband neue 
Mitglieder wirbt und wie diese neu 
gewonnenen Mitglieder aktiviert wer-
den können. Hierauf gab es natürlich 
auch die passende Antwort: Die CDU 
Biebrich stellte ihre Neumitglieder-
Mappe vor, die für neue Mitglieder 
und Interessierte konzipiert wurde.  
 
Begrüßungsmappe für Neumitglieder 
 
Diese Begrüßungsmappe enthält alle 
wichtigen Informationen zur Union im 
Allgemeinen und natürlich der CDU 
Biebrich und ihren Aktivitäten. Und 
auch, als das Fernsehteam Probleme 
beim Anbringen eines Mikrofons hatte, 
konnte die CDU Biebrich, in Person 
von Frank Hennig, sofort mit einer 
Lösung dienen. Am Sendetag wurde 
dann natürlich ausgiebig SAT 1 gese-
hen! 
 
Für die zweite Jahreshälfte ist schon 
jetzt vieles geplant und in Bewegung. 
Anfang Juni findet wieder das Biebri-
cher Erdbeerfest statt (siehe Anzeige 
auf dieser Seite) und auch das traditio-
nelle Gansessen, das sich in den letzten 
Jahren zu einem „Renner“ entwickelt 
hat, wird am 28. November wieder 
durchgeführt.  
 
Terminkalender für die zweite Jahres-
hälfte ist gut bestückt 

Außerdem stehen, neben den regulären 
Vorstandssitzungen, noch weitere Ver-
anstaltungen und Aktionen auf dem 
Plan, eine kleine Auswahl: 
 
- Stand auf dem Mosburgfest am 29. 

und 30. August, 
- Wandern am Rhein zum Wallufer 

Fass, gemeinsam mit Gibb / Grä-
selberg im September, 

- Vortragsveranstaltung für Biebri-
cher Senioren, 

- Neumitgliedertreffen, 
- Fahrt zum Rüdesheimer Weih-

nachtsmarkt. 
 
Neue Notfallausweise 
 
Für dieses Jahr ist außerdem die Aktu-
alisierung der Notfallausweise für Kin-
der und Menschen mit Handicap vor-
gesehen.  
 
Die Ausweise, die die CDU Biebrich 
herausgibt und an Interessierte ver-
schenkt, wurden schon vor einigen 
Jahren eingeführt und werden jetzt den 
aktuellen Gegebenheiten angepasst. 
 
Wir, die Biebricher CDU, können also 
durchaus sagen: „Bei uns ist viel in 
Bewegung!“.  
 
Wenn Sie Lust haben dabei zu sein, 

dann melden Sie sich einfach bei Re-
nate Kienast unter 06 11 / 9 25 99 90 
oder per E-Mail: Kienast.R@t-
online.de.  
 

(Renate Kienast) 

�
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So vergnügt ging es im letzten Jahr ans Werk - das Biebricher Erdbeerfest 2008  
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